
zu einer weiteren Konzentration auf auf-
merksamkeitswirksame Highlights und
Events kommen. Zudem sind diese priva-
ten Mittel gerade in Zeiten wirtschaftlicher
und finanzieller Krisen, wie 2008/2009, ge-
rade nicht stabil, wie beispielsweise aus ei-
ner Umfrage bei 215 großen Kulturein-
richtungen hervorgeht, von denen 43 %
2009 von einem Rückgang der Sponsoren-
einnahmen berichteten.

Eingedenk möglicher negativer Aus-
wirkungen, die allerdings durch eine ko-
operative und langfristig angelegte Kultur-
politik begrenzt werden können, ist es
trotzdem vernünftig in der Kulturfinanzie-
rung eine verstärkte Mischung der unter-
schiedlichen Akteure anzustreben, ohne
dabei Staat und Kommunen aus ihrer Ge-
samtverantwortung zu entlassen und die
öffentlichen Mittel einzuschränken.
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In Hamburg wird neu gewählt. Die schwarz-
grüne Landesregierung ist gescheitert.
Neben anderen Bereichen, in denen der
Hamburger Senat offenkundig versagt hat,
trug die katastrophale Kulturpolitik si-
cherlich zum Ansehensverlust der Regie-
rung bei. Dabei handelte es sich im Kern
um einen Vorgang,der aktuell vielen Kom-
munen und Ländern große Sorgen berei-
tet. Die öffentliche Kulturförderung ist –
als Teil der so genannten freiwilligen Leis-
tungen – von Sparmaßnahmen vorrangig
betroffen. Betrachtet man die Situation ge-
nauer, offenbart sich ein grundsätzliches
Kompetenzdilemma in der Kulturpolitik.
Es ist Zeit, darüber zu diskutieren, wie die
Verantwortung des Bundes für die Kultur
im Zusammenwirken mit Ländern und
Kommunen stärker konkretisiert, akzen-
tuiert und transparenter gestaltet werden
kann. Beispiele und Strukturen dafür gibt
es bereits.

Die aktuelle Finanz- und Wirtschafts-
krise hat erhebliche Steuerausfälle ver-
ursacht, von denen die Kommunen am
stärksten betroffen sind. Nach Angaben

des Deutschen Städtetages erwarten die
Kommunen ein Rekorddefizit von 15 Mil-
liarden Euro im Jahr 2010 (im Jahr 2003 lag
das Defizit bei »nur« 8,4 Milliarden Euro).
In Anhörungen des Deutschen Bundes-
tages wurde versucht, Handlungsansätze
des Bundes für den Erhalt der kulturellen
Infrastruktur in den Ländern und den
Kommunen herauszuarbeiten. Das Ergeb-
nis ist nicht überraschend und verdeutlicht
die komplizierte Situation. Selbst wenn der
Bund besten Willens wäre, verstieße er ge-
gen die Verfassung, würde er Kulturein-
richtungen in finanzschwachen Kommu-
nen z.B. über einen vom Deutschen Kul-
turrat in die Diskussion gebrachten Kultur-
nothilfefonds unterstützen. Die Rechtslage

Siegmund Ehrmann

Für einen kooperativen Kulturföderalismus

In der deutschen Kulturpolitik existiert ein unübersichtliches Nebeneinander von
Förderinstrumentarien auf Bundes-, Länder- und kommunaler Ebene mit Rei-
bungsverlusten. Ohne den Kulturföderalismus infrage zu stellen, ist eine Debatte
über ein kooperatives Zusammenwirken dringend notwendig.

Siegmund Ehrmann

(*1952) MdB, ist Mitglied im Ausschuss für
Kultur und Medien des Deutschen Bundes-
tages und Sprecher der Arbeitsgruppe Kultur
und Medien der SPD-Bundestagsfraktion.

siegmund.ehrmann@bundestag.de
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ist eindeutig: Art. 104 a des Grundgeset-
zes sieht vor, dass Bund und Länder nur
das finanzieren dürfen, wofür sie auch ei-
ne verfassungsmäßige Zuständigkeit be-
sitzen.

In der aktuellen Notsituation vieler
Kommunen sind dem Bund damit weitge-
hend die Hände gebunden. Der Bund kann
keine direkten Hilfen an kommunale Ein-
richtungen geben, sondern lediglich mit-
telbar über seine relativ schmalen, ihm zur
Verfügung stehenden Möglichkeiten. Dazu
gehört die Kulturstiftung des Bundes (KSB),
bei der die Kommunen Projektförderun-
gen beantragen können und so zumindest
kurzfristig eine kleine Entlastung erreichen
können.

Reichen die bestehenden
Kompetenzen des Bundes?

In dieser Situation sind natürlich in erster
Linie die Länder gefordert, ihren Kom-
munen zu helfen. Die Kulturhoheit der
Länder (die in ihren Landesverfassungen

eine Aufgabenteilung mit den Kommunen
vornehmen) hat historische Gründe und
ist unstreitig. Ich bin daher froh, dass die
neue Landesregierung in NRW als eine
der ersten Amtshandlungen den klammen
Kommunen zur Seite steht. Das ist ein
wichtiger und richtiger Schritt. Dennoch
stellt sich die Frage: Welche Verantwor-
tung hat der Bund neben den Ländern und
Kommunen für Kunst und Kultur und
wie kann der Bund diese wahrnehmen,
ohne sich in Zuständigkeitsfragen zu ver-
lieren? 

Eine eigenständige Kulturpolitik des
Bundes wurde aus historischen Gründen
bis zur Deutschen Einheit nicht formuliert.
Mit Artikel 35 des Einigungsvertrages än-
derte sich das. Mit der Verpflichtung, die
kulturelle Substanz in den neuen Bundes-
ländern zu erhalten,wird Kunst und Kultur
erstmals als nationale Aufgabe und damit
auch als Angelegenheit des Bundes defi-
niert. Auf dieser Grundlage konnte ein
großer Teil der reichhaltigen Kulturland-
schaft in den neuen Bundesländern erhal-
ten und wiederhergestellt werden.
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Die rot-grüne Regierung hat 1998 die
gewachsene Kompetenz des Bundes für
die Kultur strukturell mit dem Amt des
Staatsministers für Kultur und Medien
und dem Ausschuss für Kultur und Me-
dien im Bundestag unterlegt. Seither wur-
den wichtige kulturpolitische Akzente
durch den Bund gesetzt. Neben der Kul-
turstiftung des Bundes gibt es auch im Be-
reich der Geschichts- und Erinnerungs-
politik mit dem Gedenkstättenkonzept des
Bundes eine sachlich begründete Systema-
tik, die das Zusammenwirken von Bund
und Ländern gewährleistet. Das Beispiel
des historischen Stadtarchivs Köln und
der Beteiligung des Bundes an der Stiftung
Stadtgedächtnis zur Rettung der Archiva-
lien zeigt, dass eine Grauzone besteht.
Zwar waren sich alle einig, dass der Bund
helfen müsse, jedoch stellt sich die Frage
nach der Grundlage der (letztlich gewähr-
ten und willkommenen) Beteiligung des
Bundes.

Im Kern ist wichtig: Verschiedene An-
sätze für einen »kooperativen Kulturföde-
ralismus« bestehen bereits. Jedoch muss
dieser Ansatz im Sinne einer Bundeskultur-
politik neu formuliert werden. Oft bleibt
im Ungefähren, worin die nationale Be-
deutung besteht, die dem Bund die Mög-
lichkeit zur Förderung gibt. Vor allem ist
von außen oft nicht nachvollziehbar, wer
diese nationale Bedeutung definiert und
über eine Förderung letztlich entscheidet.
Die Diskussion und Aushandlung darü-
ber, was national bedeutsam ist und was
nicht, wird in den dafür zuständigen Gre-
mien sicherlich immer wieder neu zu füh-
ren sein. Das Ergebnis allerdings sollte
dann für alle gelten, transparent und klar
nachvollziehbar sein.

Dazu gehört ein Aushandlungsprozess
darüber, welche Schwerpunkte dieses Zu-
sammenwirken zum Inhalt haben sollte.
Gremien wie die Ständige Konferenz der
Kultusminister der Länder (KMK) bilden
geeignete Plattformen, die sich bisher aber
nur unzureichend damit befassen.

Mögliche Ansätze
auf Bundesebene

Eines ist klar: Es geht nicht darum, den
Kulturföderalismus durch eine Bundes-
kulturpolitik zu ersetzen.Vielmehr geht es
darum, Transparenz und Klarheit über die
Zuständigkeit von Kunst und Kultur von
Bund, Ländern und Kommunen herzu-
stellen. 20 Jahre nach dem Einigungsver-
trag ist es an der Zeit, den Bauchladen der
Bundeskulturpolitik an klaren Kriterien
auszurichten, so wie es in anderen Politik-
feldern des Bundes auch der Fall ist. So wie
Autobahnen Sache des Bundes und Neben-
straßen Aufgabe der Kommunen und der
Länder sind, so muss es auch in der Kul-
turpolitik Grundsätze geben. Hier stehen
wir nicht mit leeren Händen da: Der Ab-
schlussbericht der Enquete-Kommission
»Kultur in Deutschland« gibt mit seinen
über 400 Handlungsempfehlungen wich-
tige Orientierung. Die immer wieder von
Kulturpolitikern und der SPD insgesamt
geforderte Verankerung des Staatsziels
Kultur im Grundgesetz ist eine wichtige
Empfehlung der Kommission, die den Bund
verfassungsrechtlich im Sinne des koope-
rativen Kulturföderalismus stärkt.

Weiter empfiehlt die Kommission die
Bundeskulturpolitik neu aufzustellen, sei-
ne Zuständigkeiten für die Kultur weiter
zu bündeln und im Ergebnis eine Bundes-
kulturentwicklungskonzeption zu erarbei-
ten. In dieser Konzeption könnten Krite-
rien und Schwerpunkte einer Kulturpoli-
tik des Bundes formuliert werden, die bei
Förderentscheidungen zum Tragen kom-
men. Die knapper werdenden finanziellen
Mittel machen eine solche Schwerpunkt-
setzung umso notwendiger.

Weitere strukturelle Anregungen für ei-
ne stringente Kulturpolitik des Bundes fin-
den sich im Ausland. Die Enquete-Kom-
mission verweist auf positive Erfahrungen
in den Niederlanden. Dort werden Kultur-
einrichtungen für eine Dauer von vier Jah-
ren gefördert. Danach wird evaluiert, ob die
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vorher definierten Ziele erreicht wurden
und ob es ein plausibles Konzept für eine
weitere Förderung gibt. Ein Expertengre-
mium unterbreitet Förderempfehlungen,
die die Grundlage politischer Entschei-
dungen bilden.

Während auf diese Weise eine regel-
mäßige Prüfung der Förderwürdigkeit –
definiert nach klaren politischen Zielset-
zungen – erfolgt, vermittelt die institutio-
nelle Förderung in Deutschland oft das
Gefühl, hier bestimme das Prinzip »Ein-
mal gefördert, immer gefördert«. Warum
beispielsweise die Bayreuther Festspie-
le GmbH – ohne Frage bedeutsame Fest-
spiele – seit Jahrzehnten vom Bund mit er-
heblichen Mitteln (2010 knapp 2,2 Mio.
Euro) unterstützt wird, überzeugt ange-
sichts des zahlungskräftigen Publikums
und der Attraktivität für private Sponso-
ren nicht. Für Neues und Innovatives, etwa
im Bereich der improvisierten Musik, fehlt
das Geld.

Wir können aus den positiven Erfah-
rungen bei der Kulturförderung des Bun-

des zum Erhalt der ostdeutschen kulturel-
len Infrastruktur lernen. Das so genannte
»Blaubuch Ost« identifiziert Kulturein-
richtungen in Ostdeutschland von natio-
naler Bedeutung und schafft die Grund-
lage für eine finanzielle Beteiligung des
Bundes mit bis zu 50 %. Dieser Ansatz
sollte auf die alten Bundesländer über-
tragen werden. Indem auf Vorschlag von
Experten in Ost- und Westdeutschland
Kultureinrichtungen von nationaler Be-
deutung gefördert werden, stärkt der Bund
seine Verantwortung, erhöht die Transpa-
renz seiner Kulturförderung und entlastet
Länder und Kommunen bei der Finan-
zierung der national bedeutsamen Ein-
richtungen.

Diese Diskussion über ein neues ko-
operatives Zusammenwirken ist dringend
notwendig und geboten! Zum Erhalt und
zur Gestaltung der kulturellen Infrastruk-
tur müssen Bund, Länder und Kommu-
nen zusammenarbeiten und gemeinsam
Schwerpunkte in der Kulturpolitik setzen
können.
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Das Dorf Klein Leppin liegt in der Prig-
nitz, in einem Landstrich Brandenburgs,
der sich weder bedeutender Historie noch
großer Gegenwart rühmen kann. Hügelig
ist das Land und weitläufig. Die Elbe und
ihre Nebenflüsse gliedern endlose Flächen
aus Wiesen, Wald und Weiden, und über
allem liegt eine geradezu unwirkliche Ruhe.

Kristina Volke

Zukunft erfinden
Warum die Krise Chancen für neue Kulturkonzepte birgt

Unsere Autorin hat sich bereits in der mit Christoph Links herausgegebenen
Publikation Zukunft erfinden. Kreative Projekte in Ostdeutschland (2009) mit
den Schwierigkeiten und Chancen von ländlichen Peripherien beschäftigt. Sie be-
schreibt das kreative und auf neuen Eigeninitiativen bauende Potenzial solcher
Gegenden am Beispiel des brandenburgischen Dorfes Klein Leppin.

Kristina Volke

(*1972) ist Kunst- und Kulturwissen-
schaftlerin und arbeitet als Autorin,

Kuratorin und Wissenschaftlerin in Berlin.
2010 erschien: Intervention Kultur.

Von der Kraft kulturellen Handelns (Hg.).
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